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1 m N a m e n d e s V o 1 k e s

In dem Rechtsstreit

Verkündet
am26oAug01965 1000050000.'ooo000000°060000000000000000

ooooooon,

Kläger und Revisionskläger9

g e g e n

onoooooooooooooooooonoooooooooooooooooooooosoo,

Beklagter und Revisionsbeklagter9

Bel—geladen:
on'oo oooooo 000 ooooooooo coooaooooooooo,

hat der 9„ Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 260 August 1965 durch

SenatSpräsident Dr° W e i 8,
Vorsitzender?

Bundesrichter Dr„ M a i s c h ' und

Bundesrichter S c h i n d l e r
Bundessozialrichter J e l l i n g h a u s und

Bundessozialrichter R e i s

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers werden die Urteile des

Landessozialgerichts für das Saarland vom 50 November

1964 und des Sozialgerichts für das Saarland vom 100

April 1963 aufgehoben° Die Bescheide vom 160 April

1962 und 28„ August 1962 werden abgeänderto Der Be—

klagte wird verurteilt, dem Kläger den Unterschied3w
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betrag zwischen dem Gesamtbetrag der nach dem Bundesver—

sorgungsgesetz zu zahlenden Versorgungsbezüge und dem Ge—

samtbetrag der seither nach den Rechtstorschriften
des

Saarlandes gewährten Leistungen einschließlich der Kinder—

zulegen als Ausgleich nach @ 4 des Gesetzes zur Einführung

des Bundesversorgungsgesetzes im Saarland zu zahlen()

Der Beklagte hat dem Kläger die außergerichtlichen Kosten

sämtlicher Rechtszüge zu erstatten°

23139 9-9.4

Dem Kläger, der bei der Stadtverwaltung Saarbrücken als

Angestellter tätig ist und als solcher für seine 10 Kine

der Familienzulagen auf tarifrechtlicher Grundlage erhält,

wurden mit Bescheid des Versorgungsamtes (VersorgA) vom
270 Juni 1960 Kinderzulagen von monatlich 18,71 DM für das

erste und 29,94 DM für jedes weitere Kind bewilligto Nach

dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Einführung des Bundes==a=
vérsorgungsgesetzes im Saarland vom 160 August 1961 (BGBl

I, 1292 —
EinfG—) wurden die Bezüge des Klägers mit Umanw

erkennungsbescheid vom 16° April 1962 ab 10 Juni 1960

nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) neu festgestellte

Hierbei wurde die Zahlung der Kinderzulagen eingestellt

und ausgeführt, dem Kläger stehe kein Ausgleich gemäß

Arto I @ 4 Abs° 1 EinfG zu° Der Widerspruch wurde durch

Bescheid vom 280 August 1962 zurückgewiesen9 weil dem Klä—

ger die bisher gezahlten Kinderzulagen nach dem Reichsver=

sorgungsgesetz (BVG) nicht zugestanden hätten und nach

dem Sinne des Gesetzes nicht zu zahlen gewesen wären°

Auch Klage (Urteil des Sozialgerichts —SG— vom 10° April

1963) und Berufung_(Urtcil des Landessozialgerichts —LS“—

vom 5° November 1964) blieben erfolgloso Das LSG, das die

Bundesrepublik beigeladen hat, folgerte aus den Worten

in Art° I @ 4 Abs„ 1 EinfG zu zahlen "wäre"‚ daß es darauf

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 3 _

ankomme, ob die Rechtsvorschriften des Saarlandes im Zeit—
punkt des Erlasses des EinfG eine entsprechende Zahlung

von Versorgungsbezügen zuließen. Dabei sei es gleichgültig,

ob nach der Verwaltungspraxis solche Zahlungen vorgenommen

wurden° Der Richter müsse durch Deutung des Rechtssatzes
die Anwendung des Gesetzes auf den Einzelfall vollziehen

und dabei zu einer Fortbildung des Rechts gelangen° Der

Sinn des hier maßgebenden @ 30 Nro 7 RVG liege in der Ver—

meidung der Doppelzahlung von Kinderzulagen„ Der Gesetz—

geber habe verhindern wollen, daß die Kinderzulage nach
5 30 RVG gezahlt werde, obgleich eine andere Stelle be—
reits Kindergeld gewähre° Diese Vorschrift müsse recht—

lich dahin interpretiert werden, daß kein Kriegsbeschä—

digter Anspruch auf die Kinderzulage habe, wenn er nach

einer anderen Vorschrift bereits Kindergeld erhalte;

dieses sei auf den Anspruch aus 5 30 RVG anzüréchnen°

Das Gericht habe damit "die Lücke im Gesetz" nach dem

Geist des Gesetzes ausgefüllt° Die frühere Auszahlung

der nicht zustehenden Kindérzulage sei rechtswidrig ge—
Wesen° Lege man die Grundsätze des allgemeinen Verwal—

tungsrechts über die Rücknahme fehlerhafter Verwaltungs-

akte zugrunde, so könne der Kläger einen Rechtsanspruch

auf Auszahlung des Kindergeldes für die Dauer nicht er“

werben haben; eine Rückforderung der bereits geleisteten

Zahlungen werde vom Beklagten nicht geltend gemacht° Die

früheren Bescheide, zuletzt derjenige vom 270 Juni 1960,

seien bereits im Zeitpunkt ihres Erlasses rechtlich und

tatsächlich unrichtig gewesen, weshalb sie nach 5 41 des

Verwaltungsverfahrensgesetzes (VeerG) aufgehoben werden
könnten. Eine Kinderzulage nach dem RVG hätte nur soweit

gezahlt werden dürfen, als das bezogene tarifliche Kin-

dergeld die Kinderzulage nach dem RVG nicht erreichte, Da

dem Kläger die Kinderzulage nach dem RVG nicht zugestan—

den habe, entfalls ein Ausgleich nach Art, I 5 4 EinfG°

Mit der zugelassenen Revision rügt der Kläger Verletzung
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der @@3oAbs° 7 RVG, Art° I 4 Abs" 1 EinfGo Da sich die
Versorgungsverwaltung des Saarlandes nach den Feststellun—

gen des SG bis zum Inkrafttreten des EinfG streng an den

Wortlaut des 5 30 Abso 7 RVG gehalten habe und nicht zwei—
felhaft sein könne, daß die dem Kläger auf tarifvertrag-

licher Grundlage gewährten Kinderzulagen nicht den auf ge—
setzlicher Grundlage gewährten Zuschlägen gleichzustellen

sind, könne das LSG—Urteil nicht überzeugen° Eine Rechts—

fortbildung sei nicht zulässig, nachdem die Versorgungsver—

waltung in keinem Fall das tarifliche Kindergeld auf die

Zulagen nach 5 30 RVG angerechnet habe, Daraus ergebe sich,

daß diese Übung in Übereinstimmung mit der Rechtsansicht

des damaligen saarländischen Gesetzgebers gestanden haben

müsse, Andernfalls wäre durch eine Rechtsverordnung das

Nähere bestimmt worden, zumal erstmalig mit Gesetz Nr° 575

ein solcher Leistungsanspruch in das Gesetz eingefügt und

von diesem Zeitpunkt an erstmalig für die im Saarland leben—

den Kriegsopfer, die nach tariflichen Vorschriften Anspruch

auf Kinderzuschläge aus einem öffentlichen Dienstverhält—

nis hatten, gleichzeitig nach dem RVG die Kinderzuschläge

hätten erhalten können° Da das Gesetz Nr° 515 bereits vom

BVG in der Fassung vom 60 Juni 1956 beeinflußt gewesen

sei, hätte es andernfalls nahe gelegen, die den Anspruch

einengende Vorschrift des 5 34a BVG in das Gesetz Nr, 5T5

zu übernehmen° Eine anderweitige nachträgliche Auslegung

der Vorschriften könne an dem tatsächlichen und objekti—

vierten Willen des damaligen Gesetzgebers nichts mehr än—

dern, Da die Vorschrift klar und eindeutig sei, komme die

Ausfüllung einer Lücke im Gesetz mit der Wirkung, daß der

dem Kläger im EinfG garantierte Besitzstand geschmälert

werde, nicht in BetrachtoDer Kläger beantragt, unter Auf-

hebung der Urteile des LSG und des SG sowie unter Abände—

rung der Bescheide vom 160 April 1962 und 280 August 1962,

nach dem Berufungsantrag zu erkennen°

Der Beklagte beantragt, die Revision zurückzuweisen° Auf
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Grund des EinfG habe neu geprüft werden müssen, was nach

den Rechtsvorschriften des Saarlandes zu zahlen wäre; es

komme nicht auf die tatsächlich gezahlten Gebührnisse an°

Auf tarifrechtlich€r Grundlage gezahlte Kinderzuschläge

habe es bei der Schaffung des @ 30 Abs, 7 RVG noch nicht

gegebeno Erst nach Eingliederung des Saarlandes in die

Bundesrepublik habe sich hier Grundlegendes geändert;

nunmehr seien im öffentlichen Dienst Kinderzuschläge für

Beamte weiterhin auf gesetzlicher und für Angestellte

auf tarifrechtlicher Grundlage gezahlt worden° Letztere

seien bei Anwendung des 5 30 Abs° 7 BVG zu berücksich—

' tigen; andernfalls würde gegen den Gleichheitsgrundsatz

verstoßen° Die Tatsache, daß bis zur Einführung des BVG

im Saarland eine Anrechnung der auf tarifrechtlicher

Grundlage gezahlten Kinderzuschläge nicht erfolgt sei,

rechtfertige es nicht, diese Leistungen für den Aus"

—gleich nach Art° I @ 4 EinfG unberücksichtigt zu lasseno

Die allein auf den Wortlaut der Vorschrift gestützte Aus-

legung widerspreche dem Sinn und Zweck des Gesetzes, näm-

lich der Vermeidung von Doppelzahlungen° Die Beigéladene

hält die Revision für unbegründet und zurückweisungsreif;

eine Bindung an die früheren Entscheidungen über die Son—

derregelungen des Art. I @ 2 EinfG hinaus bestehe nicht,

Die durch Zulassung statthafte Revision ist form— und

fristgerecht eingelegt und begründet werden und daher

zulässig (55 162 Abs, 1 Nr° 1, 164, 166 des Sozialgew

richtsgesetzes —SGG—);sie ist auch sachlich begrünw
det°

Art, 1 5 4 Abs, 1 EinfG bestimmt, daß ein Ausgleich in
Höhe des jeweiligen Unterschiedsbetrages gewährt wird,

wenn der Gesamtbetrag der nach dem BVG zu zahlenden

Versorgungsbezüge niedriger als der Gesamtbetrag ist,

der bei Anwendung der Rechtsvorschriften des Saarlandes

zu zahlen wäre° Entsprechendes gilt, wenn nach dem BVG
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Versorgungsbezüge infolge Anrechnung von Einkommen.nicht

zu zahlen sind° Die Vorschrift hat, was unter den betei—

ligten unstreitig ist, zum Ziel, den Versorgungsberech—

tigten des Saarlandes den seitherigen Besitzstand zu er—
halten° Diese sollen nach Sinn und Zweck der Bestimmung

durch die Einführung des BVG im Saarland gegenüber dem,

was nach den seitherigen Vorschriften des Saarlandes zu
zahlen war, nicht schlechter gestellt werden() Demgemäß

heißt es auch im schriftlichen Bericht des Ausschusses

für Kriegsopfer— und Heimkehrerfragen (BT«Druckso Nro2853

3. Wahlperiode), daß mit dieser Vorschrift der Grundsatz

-verfolgt werde, den persönlichen Besitzstand zu wahren,

Ob der Gesetzgeber mit den Worten "zu zahlen wäre" in

Art. I 5 4 Abs° 1 EinfG hat zum Ausdruck bringen wollen,
daß, wie der Beklagte anscheinend meint, alle Fälle auf—

grund des EinfG ohne Rücksicht auf die Bindungswirkung er1

gangener Bescheide — abgesehen von der Zusammenhangsfrage —

in vollem Umfang einer neuen Prüfung nach den alten

Rechtsverschriften zu unterziehen seien, erscheint zu-

—mindestest zweifélhaft° Der Senat konnte diese Frage

hier zunächst unerörtert lassen, Denn auch dann, wenn

man annimmt, daß bei der Umanerkennung nach dem EinfG

stets auch zu prüfen ist, ob bisher etwa Leistungen ge»

währt worden sind, die bei zutreffender Anwendung der
Vorschriften des Saarlandes nicht oder nicht in.dieser

Höhe hätten bewilligt werden dürfen, erweist sich das Be—

gehren des Klägers als begründet° '

Maßgebend für die Beurteilung der strittigen Frage ist

5 30 Abs° 7 RVG idF des Gesetzes Nr, 515 über Änderun—

gen auf dem Gebiet der Kriegsopferversorgung und Neu-

fassung von
Vorschriften des Reichsversorgungsgesetzes

'vom 90 Juli 1956 (Amtsblatt des Saarlandes —ABl» S, 957
ff) —RVG—o Diese RechtSnorm ist, obgleich sich ihr Geis

tungsbereich nur auf den Bezirk des LSG für das Saarland
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erstreckte, revisibles Recht im Sinne des % 162 Abs° 2 SGG,

weil die Bestimmungen des RVG mit der Eingliederung des

Saarlandes in das Bundesgebiet Bundesrecht geworden sind

(vgl° @ 5 des Gesetzes über die Eingliederung des Saarlan—

des vom 23° Dezember 1956 - BGBl I, 1011 — EinghGes° — ua

Entscheidung des BSG vom 19° Februar 1964 — 10 RV 1223/61—,

teilweise abgedruckt in BSG 20, 205),

5 30 Abs° ? RVG bestimmt: Eine dem Beschädigten aufgrund

anderer gesetzlicher Vorschriften für die Kinder gewährte

Leistung ist auf die Kinderzulage nach diesem Gesetz an—
zurechnen„ In den Ausführungsbestimmungen (AB) Nr° 13 zu

5 30 RVG vom 30, November 1956 (vgl° ABl 8° 1577 ff, 1581,
1582/3) ist betont, daß es sich um Leistungen handeln

muß, die dem Beschädigten aufgrund anderer gesetzlicher

Vorschriften zu Lohn, Gehalt, Ruhegehalt, Wartegeld oder

ähnlichen Bezügen oder zu Renten oder Pensionen aus der

Sozialversicherung bzw° der hütten—knappsqhaftlichen

Pensionsversicherung gezahlt werden; dazu gehörten auch

die Kinderzuschläge zur Arbeitslosenunterstützung und

die.Kinderzulage zur Rente aus der gesetzlichen Unfall—

versicherung° % 26 des Gesetzes Nr, 273 über Familienzu—

lagen vom 11. Juli 1951 (ABl Se 1131) sei besonders zu
beachten° Diese Vorschrift bestimmte den zum Bezug des

Familienkassen—Kindergeldes berechtigten Personenkreis°

Die AB enden mit dem Hinweis, vor Bewilligung von Kin—

derzulage sei in jedem Falle zu prüfen, ob keine Leistun-

gen “auf Grund anderer gesetzlicher Vorschriften" in

Frage kommeno

Aus dem Gesetz ist sonach — ebenso wie aus den ins
'einzelne gehenden Ausführungsbestimmungen — zu schließen,

daß nicht jede für Kinder bezogene Leistung anzurechnen }

ist, sondern nur solche, die aufgrund anderer gggetz;

lieber Versehrifien gewährt werden°
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Aus dem LSG—Urteil ist zu entnehmen, daß der Kläger tarif;

lighee_ßindgrgeld (Kinderzulage) bezieht, da nur den Beam—
ten Kinderzulagen auf gesetgligheg, den Angestellten jedoch
auf tariflighgr Grundlage gezahlt werden() Das LSG, das auf
die "zutreffenden Ausführungen des Vorderrichtets ausdrück—

lich Bezug" nimmt, gibt im Tatbestand die Feststellung des

SG-Urteils wieder, daß nach dem EQ;tlagt des Gesetzes auf
die Kinderzulage gemäß 5 30 RVG nur "gesetzliche" Kinder—

zulagen anzurechn€n und "tarifliche" Zulagen nicht zu be—

rücksichtigen seien, sowie, daß sich die Versorgungsverwalw

tung in der Praxis streng an den Wortlaut der Vorschrift

gehalten und bis zur Einführung des BVG im Saarland das

tarifliche Kindergeld nicht auf die nach 5 30 RVG zu ge—

währenden Zulagen angerechnet habe° Es heißt ferner, @ 30

Abs, 7 BVG stamme aus einer Zeit, zu der es im Saarland

noch keine Kinderzuschläge auf tariflicher Grundlage ge—

geben habe„ Diese Feststellungen des LSG sind, soweit sie

tatsächlicher Natur sind, von der Revision nicht wirksam

mit Verfahrensrügen angegriffen und daher für den er—

kennenden Senat genäß @ 163 SGG bindend° Die Vordergerich—

te haben sonach einen wesentlichen Unterschied zwischen

Kinderzulagen auf gesetzlicher und tariflicher Grundlage

gemacht; dem ist zuzustimmen° Der Tarifvertrag ist in

seinem obligatorischen Teil ein schuldrechtlicher (arbeits—

rechtlicher) Vertrag, in seinem normativen Teil ein für

Dritte rechtsverbindlich@r‚ zweiseitiger korporativer Nor—V

menvertrag° Wenn die Tarifverträge auch in ihrem normativen

Teil autonome Rechtsquellen sind, die objektives Recht für

die Arbeitsverträge erzeugen und insoweit Gesetze im ma-

teriellen Sinne darstellen (vgl° Hueck/Nipperdey, Lehrbuch

des Arbeitsrechts, 6° Auflo S° 260/261/265), so werden
doch dadurch die Leistungen, die der einzelne Arbeitneh—

mer auf Grund der tarifvertraglichen Regelungen erhält,

nicht zu Leistungen “auf Grund gesetzlicher Vorschriften"°

Denn der Tarifvertrag ist als Ganzes ein 23iyatrgghtlicher

_9_
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Vertrag, der in privatrechtlicher Form zur Regelung pri—

vater Rechtsverhältnisse, nämlich der privatrechtlichen

Rechtsbeziehungen zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer

durch zwingende Beeinflussung der Arbeitsverträge, ge—

schlossen wird() Dies gilt auch für den normativen Teil°

Der Tarifvertrag bildet mit seinem schuldrechtlichen

und seinem normativen Teil ein einheitliches Ganzes;

als Rechtsinstitut des Privatrechts sind die Fragen des

Abschlusses, der Rechtswirksamkeit und der Erfüllung

des Tariivertrages grundsätzlich nach den Regeln des

Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) über Verträge und

Schuldvcrhältnisse zu beurteilen (vgl° hierzu auch

BAG vom 15° Januar 1955 AP Nr, 4 zu Art° 3 GG Bl°
127/127 R); dies räumen auch die Anhänger einer öffent—

lich-rechtlichen Auffassung des Tarifvertrages ein

(vgl° Hueck/Nipperdey.aa0 So 256, 258, 259, 266, 267

bzw, 267 Anm° 29)° Diese privatrechtliche Beurteilung

des Tarifvertrages schließt nicht aus, daß im einzel—

nen Fall dennoch zu prüfen ist, ob dann, wenn eine Norm

auf gesetzliche Vorschriften verweist, auch Tarifver-

träge in Betracht kommen() Das wird in der Regel zu ver—

neinen sein, wenn es sich um die rechtliche Beurteilung

des Anspruchs des Arbeitnehmers aus dem Arbeitsverhält—

nis handelt; mindestens insoweit bedarf es eines aus—
drücklichen Auspruchs im Gesetz, wenn solche schuld—

rechtliche Leistungen gesetzlichen Leistungen gleich—
gestellt werden sollen° Diesen Ausspruch enthält das

EinfG nicht° Dagegen ist in $ 32 des Gesetzes zur Ein-
führung von Bundesrecht im Saarland vom 300 Juni 1959

(BGBl I 5?3) im Zusammenhang mit der Überleitung aus—
drücklich bestimmt, daß unter im gesamten übrigen Bunu

desgebiet geltendem Bundesrecht im Sinne des 5 1 Abs° ‘

Qgr}fyertrage night zu verstehen sindo

Stellen sonach die dem Kläger gewährten tarifrechtlichen

Kinderzulagen keine Leistungen auf Grund gesetzliche;

— 10 —‘
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Zgrsghriften dar, so geht es nicht an, sie nach @30 Abs°7
RVG, der nur Leistungen auf Grund gesetzlicher Vorschrif—

-ten im Auge hat, auf die Kinderzulage nach dem RVG anzu—

rechnen° ‘

Der Senat hat sich auch nicht in der Lage gesehen, den

Anspruch des Klägers aus Art„ I 5 4 Abso 1 des EinfG durch'

Ausfüllung einer "Lücke im Gesetz" für unbegründet zu er—

klären° Es mag schon zweifelhaft sein, ob eine "Fortbilm

dung des Rechts" 2393 Aufhebung der fraglichen Rechtsvor—

schrift (vgl° Art° III @ 1 EinfG) üterhaupt statthaft isto

Diese Frage konnte aber dahingestellt bleiben„ Denn unab-

hängig hiervon fehlt es im vorliegenden Fall an den Voraus—

setzungen zur Schließung einer Gesetzeslücke im Wege der

Rechtsfindung° Die Auffassung des LSG, daß der Sinn der

fraglichen Vorschrift in der Vermeidung der Doppelzahlung

von Kinderzulagen (jedenfalls aus öffentlichen Mitteln)

'liege und daß es dem Sinn des Gesetzes entspräche, auch

tarifliche Kinderzulagen der im öffentlichen Dienst stehen—

den Arbeitnehmer anzurechnen, erscheint zwar in ihrem Aus—

gangspunkt nicht abwegig, da kein einleuchtender Grund er—

sichtlich ist, weshalb insoweit die Beamten und Angestell—

ten des öffentlichen Dienstes bei der Gewährung von Ver—

sorgungsbezügen aus der Kriegsopferversorgung verschieden

behandelt werden sollteno Bei solchen unterschiedlichen Er-

gebnissen kann es unter Umständen geboten sein, wie es im

Widerspruchsbescheid und Tatbestand des LSGQ=Urteils heißt,

auch gegenüber einem sprachlich eindeutigen Wortlaut eine

Auslegung nach dem Sinn und Zweck des Gesetzes vorzunehmen,

Dies setzt aber voraus, daß das Gesetz eine Lücke aufweist,

die durch den richterlichen Spruch ausgefüllt werden darf;
Von den mancherlei Arten von Lücken im Gesetz (vgl„ hierzu

Entscheidung des Großen Senats des BSG vom 90 Juni 1961

in BSG 14, 238, 241; EnneccerusuNipperdey, Allgemeiner

Teil des Bürgerlichen Rechts, 150 Auflo, Erster Halbband

@ 58 I; Staudinger, Kommentar zum Bürgerlichen Gesetzbuch,

_ 11 i
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11„ A.qu L Band, Einleitung Erle 62 bis 64) kommt hier
nur der Fall in Betracht, daß das Gesetz einen bestimm—

ten Tatbestand nicht erfaßt hat, wobei das Schweigen auf

Absicht, auf einem Versehen oder darauf beruhen kann,

daß sich der nicht geregelte Tatbestand erst nach dem

Erlaß des Gesetzes durch eine Veränderung der Verhält—

nisse ergeben hate Ein Xgrsehpg scheidet hier aus„ Es

Kann nicht angenommen werden, daß dem Gesetzgeber bei

Erlaß des Gesetzes vom 90 Juli 1956 nicht bewußt gewe—

sen sei, daß „ jedenfalls theoretisch — als Leistungen

für Kinder auch solche auf privatrechtlicher bzwo nicht

gesetzlicher Grundlage in Betracht kommen° Denn in dem

zuvor geltenden saarländischen Gesetz über die einheit—

liche Regelung und Neufestsetzung der Versorgungsge—

bührnisse der Kriegsbeschädigten, der Kriegshinterblie—

benen und der ihnen gleichgestellten Personen sowie

über die Versorgung einer bestimmten Gruppe ehemaliger

Angehöriger der Wehrmacht und ihrer Hinterbliebenen

vom 23° Juni 1948 (ABl S° 1004) war in @ 1 Abs° 5 aus—
drücklich bestimmt, daß "Kinderzulagen aus einem Dienst-

verhältnis" auf die Kinderzulage nach diesem Gesetz an-

, gerechnet werden (801005)0 Auch im Änderungsgesetz vom
150 Dezember 1948 (AB1 1949 So 77/78) war darauf hinge—

wiesen, daß als Einkommen nicht eine Kinderzulage gelte,

da diese nach 5 1 Abso 5 des Gesetzes vom 230 Juni 1948
bereits angerechnet werde„ Hätte der saarländische Ge—

setzgeber diese Regelung beibehalten, dann Stände im

vorliegenden Fall die Anrechnung der dem Kläger ge-

währten tariflichen Kinderzulagen mit dem Gesetz in

Einklango Da er abweichend hiervon und entgegen dieser

umfassenderen Anrechnungsregelung im Gesetz Nr° 515
nur noch die Anrechnung der auf Grund "gesetzlicher Vor—

schriften" gewährten Leistungen vorgeschrieben hat, muß
angenommen werden, daß die Anrechnung von "Kinderzu-

lagen aus einem Dienstverhältnis" und damit auch von

__12._
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etwaigen tariflichen KinderZulagen mit ÄP3ÄSPÄ nicht mehr
gesetzlich vorgeschrieben worden ist„ Zu prüfen bliebe so—
nach nur noch, ob, wie es im Widerspruchsbescheid und

Tatbestand des LSG—Urteils heißt, der zur Entscheidung

stehende Interessenkonflikt bei Erlaß des Gesetzes noch

nicht berücksichtigt werden konnte9 weil er erst nach

diesem Zeitpunkt in Erscheinung getreten ists Hierzu ist

zunächst in Betracht zu ziehen, daß bei Erlaß des Ge—

setzes vom 90 Juli 1956 tarifvertragliche Regelungen im

Saarland nicht unbekannt wareno Insoweit wird auf das

Gesetz Nr„ 189 vom 220 Juni 1950 über Tarifverträge und

Schlichtungswesen (ABl SO 597) und auch auf das Tarif—
vertragsgesetz vom 220 Dezember 1956 (Gesetz Nr „

561;

ABl so 1708) verwiesen, das nur verhältnismäßig kurze
Zeit nach Erlaß des Gesetzes Nro 515 ergangen isto Aller—

dings wendet der Beklagte ein — und das ist auch im weh

sentlichen bindend festgestellt —9 daß es bei der

Schaffung des 5 30 Abso 7 RVG noch keine tariflichen

Kinderzuschläge gegeben habe und erst nach Eingliederung
des Saarlandes in die Bundesrepublik im öffentlichen

Dienst Kinderzuschläge für Angestellte auf tarifrecht—

licher Grundlage gezahlt worden seien„ Der Gesetzgeber

konnte sonach bei Erlaß des Gesetzes Nro 515 angesichts

des Umstandes, daß die im öffentlichen Dienst stehenden

Arbeitnehmer damals noch keine tariflichen Kinderzu«

schläge bezogen haben und an sonstige Arbeitnehmer in

der Regel nur Familienzulagen nach dem Gesetz Nr„ 273

gezahlt wurden, der Meinung sein, es genüge, lediglich}

die auf Grund anderer gesetzlicher Vorschriften bezoge—

nen Leistungen für anrechenbar zu erklären„ Dieser

Rechtszustand hat sich jedoch hinsichtlich der im öffent—

lichen Dienst stehenden Bediensteten später entscheidend

geändert, ohne daß sich der saarländische Gesetzgeber4

von dem Zeitpunkt an, ab dem im vorliegenden Fall die

Kinderzulagen nach @ 30 Abso 7 RVG erstmals bewilligt

worden sind (27° Juni 1960, rückwirkend ab 10 August
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1959), bis zum Erlaß des EinfG vom 160 August 1961 veran—

laßt gesehen hätte, das Gesetz dieser veränderten Situation

anzupassen und etwa eine Bestimmung zu treffen, wie sie in

5 54a Abso 2 BVGidF vom 60 Juni 1956 (BGBl I 469) enthal—
ten ist° Der Bundes-Angestelltentarifvertrag (BAT) vom 230

Februar 1961, auf den der Beklagte in der mündlichen Ver—

handlung hingewiesen hat, ist zwar erst seit 10 April 1961

in Krafto Es haben aber bereits vorher tarifvertragliche

Regelungen bestanden, was sich schon daraus ergibt, daß

im vorliegenden Fall der Bescheid vom27° Juni 1960 (rück—

wirkend ab 10 August 1959) Von tariflichen Kinderzuschlä—

gen ausging° Es darf insoweit auf die für das Saarland

geltende Sonderregelung zum Tarifvertrag (Bund, Länder,

Gemeinden) vom 30 Juli 1322 in der Fassung des Vergütungs—f

tarifvertrages Nr„ 4 vom 24° November 1964 verwiesen wer-

den, wo_u.a° für die Tarifangestellten des Saarlandes ver—

einbart war, daß die bisher für die Angestellten des Saar—

landes geltenden Tarifvorschrifen außer Kraft treten, ggg;

zur Tarifgemeinschaft deutscher Länder vom 210 Februar

1221 und der Tarifvertrag über die zusätzliche Alters— und
Hinterbliebenenversorgung vom 27; Oktober 1923 idF des

Tarifvertrages vom 30 Juli l959 (vgl° Kommentar von Böhm—
Spiertz, Die Dienstverhältnisse der Angestellten bei

'öffentlichen Verwaltungen und Betrieben, Bundesangestellu
tentarif III, 18, 20 Auflo)o Ferner wird auf die Tarif—

verträge vom 260 April 1369 und 16, März 1262 hingewie-

sen, auf die das Rundschreiben Nro II „
6/61 des Ministers

des Inneren des Saarlandes vom 50 April 1961 A 2221—00wA

2211—10 für die vom BAT erfaßten Angestellten Bezug ge—

nommen hat (vglo BAT—Handbuch, 1962, herausgegebo von der

Deutschen Angestelltengewerkschaft, Bundesberufsgruppe

Öffentlicher Dienst So 593, 594)„ Daß die Umstellung
der den Angestellten des öffentlichen Dienstes gewähr—

ten Kinderzuschläge auf solche tariflicher ArtL doh°
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eine derartige die Gehältsansprüche der Angestellten des

öffentlichen Dienstes betreffende und darum die öffent—

liche Hand — als Fiskus — unmittelbar berührende Verände—

rung nicht in das Bewußtsein von Regierung und Parlament

gedrungen wäre, kann nicht angenommen werden, Außerdem

konnte die ständige Praxis der Versorgungsbehörden, die

sich streng an den Wortlaut des Gesetzes hielt, den Be—

hörden des Saarlandes oder auch des Bundes nicht verbor—

gen bleiben, Dies um so weniger, als sich gerade die Ver—

waltungstätigkeit in der Kriegsopferversorgung, soweit es

sich um die einheitliche Anwendung der Versorgungsvor—

schriften handelt, erfahrungsgemäß in enger Fühlungnahme

mit dem Ministerum vollzieht° Hieraus ist zu schließen,

daß eine Anpassung der saarländischen Bestimmungen an die

neue tarifvertragliche Regelung aus Gründen, die hier

nicht näher zu untersuchen sind, nicht versehentlich unter—

blieben ist und daß die ständige Bechteübung der Versore

gungsbehörden des Saarlandes zumindest geduldet wurde,

Schon deshalb bestehen Bedenken, im Wege der ergänzenden

Rechtsfihdung eine etwa vorhandene Gesetzeslücke zu

schließen (BSG 18, 218; 20, 41, 44)() Dabei muß in Betracht

gezogen werden, daß 5 39 des Gesetzes zur Einführung von

Bundesrecht im Saarland vom 30, Juni 1959 das Saarland

ermächtigt hatte, für die Dauer von drei Jahren nach dem

Ende der Übergangszeit im Bereich des nach 5 2 von der
Einführung ausgenommemm„zm?konkurrierenden Gesetzgea

bungszuständigkeit des Bundes gehörenden Bundesrechts 529

des nach 5 1 Abs° 2 dieses Gesetzes fortgeltenden, nach

5 6 Nr, 2 des Eingliederungsgesetzes gesetzten Bundes—

rechts bis zur Einführung des entsprechenden eilsemeia'
geltenden Bundesrechts mit Zustimmung der Bundesregierung

eeeeaRse9hiß_éy‚seigeeidas als Eee?eemehisalto Damit
war dem saarländischen Gesetzgeber gerade für einen Fall

der vorliegenden Art die Möglichkeit gegeben, die durch

die schrittweise Eingliederung des Saarlandes und die da-

mit zusammenhängenden vielschichtigen Veränderungen notw
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wendig gewordene Anpassung der Rechtsvorschriften des

Saarlandes vorzunehmen° Es ist nicht ersichtlich, daß

der saarländische Gesetzgeber in dieser Zwischenzeit

gehindert gewesen sein sollte, @ 30 Abs° 7 RVG den ver—
änderten Verhältnissen, die ihm nicht verborgen geblie-

‚ben sein können, anzugleichen° Selbst wenn er aber ge—
willt gewesen sein sollte, in der verhältnismäßig kurzen

Übergangszeit den bestehenden Rechtszustand möglichst

unverändert zu lassen, so steht der Ausfüllung einer

etwa vorhandenen Gesetzeslücke im Wege der ergänzen—_

den Rechtsfindung durch den Richter zumindest entgegen,

daß auch der Bundesgesetzgeber im EinfG vom 160 August

1961 den bestehenden Rechtszustand unverändert ge—

lassen hat° Er hat sidlnoch im August 1961, nachdem

die ständige Praxis der saarländischen Versorgungsbe—

hörden dem Wortlaut des Gesetzes gefolgt, aber, wie

jetzt geltend gemacht wird, zu Ergebnissen gelangt

war, die dem Sinn und Zweck des Gesetzes und dem ob"

jektiven Willen des Gesetzgebers widersprochen haben

sollen, nicht veranlaßt gesehen, zumindest bei der

Regelung der Ausgleichszahlungen nach Art° I 5 4
EinfG die ungleichmäßige Behandlung von Angestell—

ten und Beamten im öffentlichen Dienst zu beseiti—

gen° Der Bundesgesetzgeber kann nicht — wie der saar—

ländische Gesetzgeber — für sich in Anspruch nehmen,

er habe bei 33323 des Gesetzes noch nicht gewußt,

daß den im öffentlichen Dienst stehenden Bedienste—'

ten im Saarland Kinderzulagen auf tgriflighgr Grund—

lage gezahlt werdeno Der einzige im vorliegenden Fall

in Betracht kommendeRechtfertigungsgrund, im Wege
der ergänzenden Rechtsfindung eine Gesetzeslücke zu

schließen, entfällt somit bei der Anwendung der Vor—

schrift des Arte I 5 4 Abs, 1 EinfG, auf die der Klä—
ger seinen Anspruch stützt° Es kann auch nicht ange—

nommen werden, der Bundesgesetzgeber habe nicht daran

_ 16 „
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gedacht, daß unterschiedliche "Anrechnungsvorschriften“ be—

stehen, Denn es ist in Art, I 5 4 Abs° 1 Satz 2 EinfG noch
ausdrücklich bestimmt worden, daß der Ausgleich auch dann

zu gewähren ist, wenn nach dem BVG Versorgungsbezüge in—

folge Agrgghnggg von Einkommen nicht zu zahlen sind (vglo

hierzu %34a Abs, 2 BVG)°

Darüber hinaus steht aber auch der Charakter dieser Vor—

schrift einer nachträglichen Ausfüllung einer Gesetzes—

lücke durch den Richter entgegen, Wie oben bereits er—
wähnt wurde, ist es der Sinn dieser Vorschrift, den Ver—

sorgungsberechtigten des Saarlandes den seitherigen Be=

sitzstand zu erhalten° Wenn es auch im Schriftlichen Be—

richt des Bundestagsausschusses (Drucks, Nr, 2853) heißt,

Art° I 5 4 Abs° 1 EinfG wolle den "persönlichen Besitz“

stand" wahren, so bestand doch die Absicht, den Versor—

gungsberechtigten grundsätzlich den "rechtlichen Bestitz—

stand", deno die Rechtsposition zu erhalten, die sie im

Zeitpunkt des Inkrafttretens des EinfG besaßen° Dies er»

gibt sich aus einer Würdigung der 55 3, 49 5 und 6 des
_

Art° I EinfG und einem Vergleich mit den entsprechenden

Umanerkennungsvorschriften des BVG Art° I @ 5 letzter

Satz EinfG bestimmt,ciaß bei der Anwendung des 5 62 BVG

von den Verhältnissen auszugehen ist, die für die Fest«

stellung der MdB nach den Rechtsvorschriften des Saar—

landes maßgebend waren° Hieraus folgt, daß die Umaner—

kennung nach dem EinfG insoweit von den früheren, bindend

gewordenen Bescheiden auszugehen hat, daß also nicht, wie

bei % 86 Abs° 3 BVG, eine von früheren Feststellungen un—
abhängige Neufeststellung (abgesehen von der Bindung nach

@ 85 BVG) vorgenommen werden darf° Ferner heißt es in

Art° I 5 5 Abs, 2 EinfG, daß die in Abs, 1 genannten
Leistungen zu entziehen sind, wenn

Verhältnisse eintreten,

bei deren Vorliegen die Versorgung nach den Rechtsvor—

schriften des Saarlandes ebenfalls entzogen worden wäre()
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Hiernaoh ist eine Minderung der nach früheren Vorschrif—

ten gewährten Leistungen nur in beschränktem Umfang mög—

lich, Eine ähnliche Regelung gilt für Zuwendungen nach.

Arto I 5 6 EinfGo Damit ist klargestellt, daß das EinfG

die Bindungswirkung der nach saarländischen Vorschrif—

ten ergangenen Verwaltungsakte grundsätzlich bejaht„

Somit stünde einer Beseitigung der früheren Versorgungs—

ansprüche des Klägers durch Aüsfüllung einer Gesetzes—

lücke im Wege der Rechtsfindung auch die Bestandskraft

des früheren Bewilligungsbescheides vom 270 Juni 1960

entgegen° Dieser ist bis jetzt noch nicht aufgehoben°

Darüber hinaus kann er auch nicht, wie die obigen Aus—

führungen ergeben, im Wege der Rechtsfindung etwa durch

Schließen einer Gesetzeslücke beseitigt werden, Deshalb

konnte es dahingestellt bleiben, ob, wie das LSG annahm,

die Voraussetzungen des 5 41 des Verwaltungsverfahrens—

gesetzes vorgelegen hätten, Bemerkt sei lediglich, daß

der Bescheid vom 27° Juni 1960, wenn man der Rechtsauf-

fassung des LSG hätte folgen wollen, allenfalls als recht—

lich, gight aber auch als 3235ä932222 unrichtig hätte

angesehen werden können (vglo BSG 6, 106, 109; 8, 198,

200; 13, 232, 235; 16, 253)°

Der Senat hatte nicht zu prüfen, ob 5 30 Abs° 7 RVG gegen
den Gleichheitsgrundsatz des Art° 3 des Grundgesetzes

(GG) verstößt° Aus den obigen Darlegungen ergibt sich,
daß diese Anrechnungsvorschrift im Falle des Klägers

nicht anwendbar ist° Selbst wenn der Senat zur Annahme

einer Verfassungswidrigkeit dieser Bestimmung gelangte,

würde die Einholung einer Entscheidung.des BVerfG nach

Art° 100 Abs° 1 GG nicht in Betracht kommen, weil es

nicht auf die Gültigkeit des 5 30 Abs, 7 BVG "bei der

Entscheidung ankommt" (Art° 100 Abs° 1 Satz 1 GG)° Das
wäre nur der Fall, wenn die Anwendung der Vorschrift,

ihre Gültigkeit vorausgesetzt, zu einem anderen Ergeb**

nis führen würde als die Nichtanwendung wegen Verfassungs—

-'|8‚.
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widrigkeito Das trifft hier nicht zu? weil in beiden Fällen

beim Kläger tarifliche Leistungenr■cht anzurechnen wären

(vglo auch Er■:%cheidungdes BSGvom 25„ Mai 1965 —1RA245/62—)0
Im übrigen könnte, wenn die Verfassungsmäßigkeit der Vor—
schrift zu verheinen wäre, nicht eine dem Gleichheitsgrund—

satz entsprechende Regelung durch den Richter getroffen wer—
den, weil es an einem entsprechenden Gesetz fehlen würdeo Ob

die Verletzung des Gleichheitsgrundsatzes in einem Verfahren,

bei dem ein Beamter9 Pensionär, Sozialversicherungsrentner

usw
(vgl„_hierzu

die oben zit° AB Nr° 13 zu 5 30 RVG) beteiw

ligt ist, mit Erfolg geltend gemacht werden könnte, weil bei

ihnen Kinderzulagen anzurechnen sind, war hier nicht zu er—
örterno
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